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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Angelika Beer, Gerd Poppe, Ludger Volmer und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu dem Antrag der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/7233, 13/7265 - 


Einsatz deutscher Streitkräfte zur Evakuierung deutscher Staatsbürger und 
unter konsularischer Obhut befindiicher Staatsangehöriger anderer Nationen 
aus Aibanien 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag nimmt zur Kenntnis, daß die Bun- 
desregierung aufgrund der drastisch zugespitzten Situation in 
Albanien die Initiative ergriffen hat, deutsche und andere 
Staatsbürger aus Tirana am 14. März 1997 zu evakuieren. Ein 
Verzicht auf die Evakuierung zum Zeitpunkt der Entscheidung 
hätte ein unkalkulierbares Risiko für die Betroffenen bedeutet. 
Der Deutsche Bundestag drückt seine Erleichterung über das 
Gelingen der Evakuierung aus. 

2. Der Deutsche Bundestag bedauert, daß diese Aktion in Er- 
mangelung anderer Einsatzkonzepte nur von der Bundeswehr 
durchgeführt werden konnte. Der Vorfall macht erneut deut- 
lich, daß die internationale Staatengemeinschaft einer eigenen 
Institution außerhalb der militärischen Strukturen bedarf, die 
Peace Keeping, Katastrophenhilfe, humanitäre Hilfe sowie Hil- 
fe in Notlagen einschließlich einer Sicherungskomponente lei- 
sten kann. 

3. Der Deutsche Bundestag befürchtet, daß durch diesen natio- 
nalen Einsatz außerhalb des NATO-Gebietes Auslandseinsät- 
ze der Bundeswehr als harmlos und der Öffenthchkeit als „Nor- 
malfalT' erscheinen können. Besonders kritisch ist die Tatsache 
zu sehen, daß als Bestandteil der Krisenreaktiönskräfte (KRK) 
das Kommando Spezialkräfte (KSK) aufgebaut wird und durch 
diese Aktion legitimiert werden könnte. Vom Aufgabenspek- 
trum des KSK ist abzuleiten, daß dessen Einsätze im Regelfall 
ohne vorherige parlamentarische Zustimmung erfolgen kön- 
nen. Der Deutsche Bundestag fordert deshalb die Bundesre- 
gierung auf, den Aufbau von KRK (incl. KSK) nicht weiterzu- 
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verfolgen und statt dessen eine auf humanitäre Einsätze spe- 
zialisierte Einrichtung, die nicht dem Bundesministerium der 
Verteidigung unterstellt sind, zu schaffen. 

4. Der Deutsche Bundestag ist besorgt über die anhaltend ge- 
fährliche Situation in Albanien, die zu einer weiteren Destabi- 
lisierung auf dem Balkan und unkalkulierbaren Gefahren für 
den Frieden in Europa führen kann. Er begrüßt die Entschei- 
dung der Bundesregierung und der Regierungen der anderen 
EU-Mitgliedstaaten, der Forderung der albanischen Über- 
gangsregierung nach einer militärischen Intervention nicht zu- 
zustimmen. Gleichwohl ist es notwendig, im Rahmen der EÜ 
schnell und unbürokratisch zu Entscheidungen zu kommen, 
die zu einer Beruhigung der Lage und einer Stabilisierung der 
Entwicklung in Albanien führen. In diesem Zusammenhang 
weist der Deutsche Bundestag darauf hin, daß auch die 
Bundesregierung insofern Verantwortung für die derzeitige Si- 
tuation trägt, als sie die mit den von der OSZE festgestellten 
Wahlmanipulationen in Albanien absehbare Krisengefahr un- 
terschätzt und einseitig auf die Unterstützung des Staatspräsi- 
denten Berisha und der von seiner Partei gestellten Regierung 
gesetzt hat. Ebensowenig ernstgenommen wurden die War- 
nungen internationaler Organisationen, darunter der Welt- 
bank und des Internationalen Währungsfonds, vor der wirt- 
schaftlichen Krise. 

5. Der Deutsche Bundestag sieht als dringlichste Aufgaben für 
die Entspannung der Situation in Albanien die Entwaffnung 
der Bevölkerung, die Sicherstellung der Lebensmittelversor- 
gung, die Vorbereitung und internationale Kontrolle von Neu- 
wahlen des Parlaments und des Staatspräsidenten sowie die 
Erarbeitung eines Programms zur Demokratisierung und wirt- 
schaftlichen Entwicklung für Albanien an. Der Erfolg dieses 
Prozesses ist von wesentlicher Bedeutung für eine friedliche 
und demokratische Entwicklung sowie den Aufbau einer trag- 
fähigen wirtschaftlichen Basis in Albanien. Nicht abschätzbar 
sind darüber hinaus die Auswirkungen der gegenwärtigen Kri- 
se auf die potentiellen oder bereits akuten Spannungsgebiete 
in den von Albanern bewohnten Teilen des früheren Jugosla- 
wien, in Mazedonien, dem Kosovo und Montenegro. Von da- 
her ist die Stabilisierung in Albanien von Bedeutung für den 
Frieden im gesamten Balkanraum. Der Deutsche Bundestag er- 
wartet deshalb von der Bundesregierung ein ihrem Gewicht 
innerhalb der EU angemessenes Engagement zur Lösung die- 
ser Aufgaben. 

Der Deutsche Bundestag fordert von der Bundesregierung, 

- innerhalb der EU und der OSZE Initiativen zu entwickeln, mit 
denen eine Entwaffnung der Bevölkerung zu erreichen ist. In 
diesem Zusammenhang muß geprüft werden, wie durch Auf- 
kauf der Waffen oder Tausch gegen Lebensmittel sowie die 
anschließende Vernichtung der Waffen ein optimaler Effekt er- 
zielt werden kann; 

- Initiativen innerhalb der EU zur schnellen humanitären Hilfe 
zu entwickeln, um die Lage zu stabilisieren und die Voraus- 
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Setzungen für die Schaffung normaler Lebensbedingungen in 
Albanien zu schaffen. Dazu gehören ein angemessener finan- 
zieller und materieller deutscher Beitrag sowie das Angebot zu 
dessen Implementierung; 

- Initiativen innerhalb der OSZE für die Entsendung von Kom- 
missionen zur Vorbereitung, Durchführung und Beobachtung 
der Wahlen zu entwickeln sowie die albanische Seite zur Zu- 
stimmung für die Einrichtung einer Langzeitbeobachtungs- 
mission zu veranlassen; 

- einen angemessenen finanziellen Beitrag zur Wirtschaftshilfe 
bereitzustellen, Konzeptionen für die Konditionierung und Pro- 
jektbindung zu entwickeln und deren Kontrolle zu gewährlei- 
sten; 

- einen materiellen und personellen Beitrag für einen interna- 
tionalen Beraterstab für die Ausbildung von Verwaltungs- und 
Polizeikräften entsprechend internationalen demokratischen 
Standards zur Verfügung zu stellen; 

- durch sofortigen Abschiebestopp für Albaner, insbesondere 
auch aus dem Kosovo, zur Deeskalation in und um Albanien 
beizutragen und Italien sowie ggf. andere Staaten, die unmit- 
telbar von Massenflucht aus Albanien betroffen sind, materi- 
ell bei der Versorgung der Flüchtlinge zu unterstützen. 

Bonn, den 19, März 1997 

Angelika Beer 

Gerd Poppe 

Ludger Volmer 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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